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Warendorf, den 05. März 2019 

Anhörung von Sachverständigungen 
des Innenausschusses des Landtags NRW 

Illegale Immigration an der NRW-Westgrenze stoppen 

Schriftliche Stellungnahme 

Die Im Antrag der Fraktion der AFD vom 03.07.2018 unter Ziffer 11. enthaltene Forderung der 
Landtag möge feststellen, "dass die landesregierung aus CDU und FDP an der NRW­
Wesrgrenze dabeillflrsag(, die Illegale Migratian zu IIfIrhlndem und dass die 
landesregierung sich nur ungenügend /Dr die SffIrlwng der Bundespolizei an der NRW­
Wesrgrenze einsetzt", kann von Selten der DPolG Bundespolizeigewerkschaft nicht 
nachvollzogen werden, da die landesregierung weder eine rechtliche Zuständigkeit für die 
Kontrolle oder Oberwachung der an der NRW-Westgrenze noch für die personelle 
Ausstattung der Bundespolizei besitzt. 

Die DPolG Bundespolizeigewerkschaft Ist jedoch der Auffassung, dass trotz einer weiterhin 
bestehenden Kontrollfreiheit an den Schengener BInnengrenzen und den Erhalt der 
Freizügigkeit eine intelligente Kontrolle In Form der so genannten Schleierfahndung Im 
grenznahen Raum durchaus verstärkt werden sollte. Dazu sollte die Zusammenarbeit von 
Bundes- und Landespolizei in diesem Bereich mit einem optimierten Informationsaustausch 
und mit mehr Personal auf beiden Seiten Intensiviert werden, um die eine unkontrollierte 
Sekundärmigration zu verhindern und grenzüberschreitende Kriminalität zu bekämpfen. 

Zu der von der Fraktion der AFD unter Ziffer 111. aufgestellten Forderung, der Landtag möge 
die Landeregierung auffordern, "sich mit Nadldrudc /Dr eine Verstllrkung der BundespolIzei 
an der NRW-Westgrenze einzusetzen", wird von der DPolG Bundespolizeigewerkschaft 
darauf hingewiesen, dass die PersonalverteIlung innerhalb der Bundespolizei In der 
alleinigen Zuständigkeit von Bundesinnenministerium und Bundespolizeipräsidium liegt und 
der bel der Bundespolizei bestehende Personalmangel eine Prloritätensetzung bel der 
Aufgabenwahrnehmung in ganz Deutschland erfordert, die nicht von einzelnen 
Landeregierungen festgelegt werden kann. 



Die DPolG Bundespolizeigewerkschaft Ist Jedoch der Ansicht, dass die Personalstärke der 
Bundespolizei Im bevölkerungsreichsten Bundesland NRW aktuell In der Tat bei weitem nicht 
ausreicht, um die vielfältigen Aufgaben an der Internationalen großen Flughäfen In 
Düsseldorf und Köln/Bonn, an den vielen Bahnhöfen und Bahnverkehrsknotenpunkten Im 
Rheinland und Im Ruhrgebiet sowie im Bereich der Westgrenzen vollumfänglich zu 
bewältigen. 

Zu dem Wunsch der AFD-Fraktion, der Landtag möge die Landeregierung auffordern,,,sIch 
mit Nachdruck fDr mne ZurDckwelsung unberechtigter Personen an den deutschen 
Außengrenzen mnzusetzen·, wird von Seiten der DPolG Bundespolizeigewerkschaft darauf 
verwiesen, dass für die Kontrolle der Deutschen Außengrenzen an den internationalen Flug­
und Seehäfen allein die Bundespolizei zuständig Ist, die sich bel der Durchführung von 
Zurückweisungen an den Außengrenzen an die einschlägigen gesetzlichen Vorgaben hält.1!! 
Insofem kann von Selten der DPolG Bundespolizeigewerkschaft nicht nachvollzogen werden, 
welchen Nutzen der Einsatz der Landesregierung in diesem Punkte haben könnte oder sollte. 

Die DPolG BundespolIzeigewerkschaft ist Jedoch der festen Überzeugung, dass eine 
stringente Zurückweisungspraxis an den Außengrenzen sowie auch an den Binnengrenzen, 
an denen wie derzeit an der Grenze zu Österreich temporäre Grenzkontrollen eingeführt 
worden sind, erforderlich Ist, um eine unerlaubte Migration wirksam zu verhindern. 

Den Vorschlag, .der Landtag ma,e die Landeregierung auffordern, eine GrenzpolIzei nach 
dem Vorbild Bayerns einzurIchtenU, lehnt die BundespolIzeigewerkschaft als völlig unsinnig 
und zudem auch absolut überflüssig ab, zumal Landes- und Bundespolizei auch im Rahmen 
ihrer jeweiligen Zuständigkeiten zusammenarbeiten können und selbst In Bayern die dort 
aufgestellte .bayerische Grenzpollzelu die Bundespolizei unter deren Hoheit lediglich bel 
Ihrer originären Aufgabenwahrnehmung personell unterstützt und keinerlei zusätzlichen 
eigenen Zuständigkeiten erhalten hat. 

Die DPolG BundespolIzeigewerkschaft spricht sich eindeutig gegen den Aufbau von eigenen 
Grenzpolizelen In den Ländern aus, sondern plädiert im Gegenteil für eine Stärkung der 
zentralen Aufgabenwahmehmung durch die Bundespolizei, sowohl Im Bereich der 
Grenzkontrollen als auch Im Bereich der Migration und der Rückführung, um auch bel 
aufenthaltsbeendenden Maßnahmen die Aufgaben zu bündeln und die Effektivität 
staatlichen Handeins zu steigern. 

(Manuel Ostermann) 


